Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


1 


— Nr 14. 


(Nr. 7005.) Geſetz wegen Aenderung der Stempelſteuer in den Regierungsbezirken Kaſſel 
und Wiesbaden mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M. Vom 
5. März 1868. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 5 
. §. 1. i 

In den Regierungsbezirken Kaſſel und Wiesbaden, mit Ausnahme der 
Stadt Frankfurt a. M., ſind die in der anliegenden, von Uns dach zweiten 
½ Abtheilung des Stempeltarifes beſtimmten Stempelabgaben nach orſchrift der 
„Verordnung vom 19. Juli 1867. (Geſetz-Samml. S. 1191), mit Ausſchluß 
15 ung im zweiten Abſatze des $. 36. der gedachten Verordnung, zu 
erheben. | 
Die Vorſchriften im F. 1. der Verordnung vom 19. Juli 1867., welche 
ſich auf die fernere Erhebung der nach den bisherigen Beſtimmungen zu ent⸗ 
richtenden Stempelſteuern beziehen, werden in den bezeichneten Landestheilen außer 


ordnung, die Beziehung von Denunziantengebühren betreffend, außer Wirkſamkeit. 
$. 2. 
Insbeſondere finden auch die im H. 3. und |. 4. der Verordnung vom 
19. Juli 1867. enthaltenen Beſtimmungen wegen der Befreiungen von der 
Stempelſteuer auf die nach der anliegenden zweiten Abtheilung des Tarifes zu 
entrichtenden Stempelabgaben Anwendung. 5 
N Ferner find von der Stempelſteuer befreit: a 
1) Geſuche, welche Gläubiger des Staates, öffentlicher Anſtalten und Ge⸗ 
meinden an Behörden richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen, 
8 und die darauf ertheilten Beſcheide 
2) polizeiliche Verhandlungen und Geſuche in Bauangelegenheiten und 
: Baukonſenſe / N ü f 
3) Verhandlungen, welche ſich auf die Beaufſichtigung der Eingehung von 
Verſicherungen bei in- oder ausländiſchen Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften 
Jahrgang 1868. (Nr. 7005.) 26 durch 


Ausgegeben zu Berlin den 13. März 1868. 


Kraft geſetzt. Desgleichen tritt der Schlußſatz im ö. 21. der vorgedachten Ver⸗ 


8 91 die Polizeiobrigkeit des Wohnortes des Verſicherungſuchenden be 

ziehen; N . = 

4) Verhandlung en in Vormundſchaftsſachen, ſofern der Bevormundete aus 
eigenen Einkünften unterhalten werden muß und dieſe nach Abzug der 
Verpflegungs⸗ und Erziehungskoſten keinen Ueberſchuß gewähren; 5 

5) ed he in dem auf Grund des Geſetzes vom 14. Mai 1852 
Ber 10 vorläufige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen ſtattfindenden 

erfahren; 3 

6) Geſuche um Ertheilung von Reiſepäſſen; 

7) Polizeiliche Erlaubnißſcheine zum Betriebe der Gaſt⸗ oder Schankwirth⸗ 
ſchaft und zum Kleinhandel mit Getränken; i 

8) Verhandlungen, wofür die Stempelfreiheit Armuthshalber zu bewilligen iſt 

9) Beglaubigungen von Prozeßvollmachten, in ſolchen Fällen, in denen es 
nach den altländiſchen Vorſchriften einer Beglaubigung nicht bedarf. 

In Betreff der Erhebung der Stempelabgaben bei den Gerichten bewendet 
es bei den in den Gerichtskoſten⸗Geſetzen für die im $. 1. bezeichneten Landes⸗ 
theile enthaltenen Vorſchriften. ER 1 

Wo in dieſen oder in anderen Geſetzen auf die bisher nicht aufgehobenen 
Kurheſſiſchen oder Naſſauiſchen Stempelgeſetze verwieſen iſt, find fortan die ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der anliegenden zweiten Abtheilung 
des Tarifes, beziehungsweiſe der Verordnung und des Tarifes vom 19. Juli 
1867. maaßgebend. f 55 

g | §. 4. | 
Alle in den im H. 1. bezeichneten Landestheilen noch in Kraft gebliebenen 
Vorſchriften der Stempelgeſetze des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und des 
N d Herzogthums Naſſau, ſowie der Erlaß vom 17. September 1867, 
betreffend die Stempelabgabe von Konzeſſionen u. ſ. w. (Geſetz⸗Samml. S. 165 J.) 
werden aufgehoben. 125 0 


In allen fortan dieſem Geſete und der beigefügten zweiten Abtheilung des 


Tarifes unterliegenden Fällen, weſche vor dem 1. April 1868. vorgekommen 


> find, kommen noch die bisherigen Geſetze zur Anwendung. 
N F. 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1868. in Kraft. 
Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausführung deſſelben beauftragt. = 
„Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Dauſtcer i 5 
Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 
ä (L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Stem⸗ : 


el Tarif 


Zweite Abtheilung. 
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geiſtlichen und Kommunal⸗ Beamten. 
Abſchiede der unbeſoldeten Beamten 


60. 1 en N RE 


118670. 


61. Atteſte, a in e . 
Zeugniſſe, welche, von wem es auch ſei, nur allein 
zu dem Swe ausgeſtellt werden, um auf Grund derſelben 
pft i Atteſt ausfertigen zu laſſen, ſind nicht ſtempel⸗ 
pflichti 

f Ale amtlichen Atteſte, welche nur deshalb ausgefertigt 
werden, damit der Inhaber ſeine Berechtigung zum Ge⸗ 
nuſſe von Wohlthaten, Stiftungen und anderen Dispo⸗ 
fitionen für Dürftige dadurch nachweiſen könne, find 

ſtempelfrei. 
Alle Atteſte, welche die Pfarrer von Amtswegen in 
Bezug auf kirchliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger 
Ausnahme der Geburts- oder Taufr, Trauungs⸗ und 
Todten⸗ oder Beerdigungsſcheine, bedürfen keines Stempels. 
Diejenigen Atteſte, welche bei öffentlichen Kaſſen als 
Rechnungsbelag, wegen Zahlung der Wartegelder und 
Penſionen von den Empfängern eingereicht werden müſſen, 

8 ſind ſtempelfrei. 

62. Ausfertigungen, amtliche, inſofern ſie im gegenwärtigen 
Tarif nicht beſonders taxirt worden, nach dem Ermeſſen 
der Behörde.. 
oder auch nu 

5 Der Stempel von 15 Sgr. iſt für Ausfertigungen 
in der Regel zu gebrauchen. Der niedrigere Stempel 
findet nur ſtatt, wo die Verhältniſſe des Empfängers 
oder die Geringfügigkeit eines nicht nach Gelde zu ſchätzen⸗ 

den Gegenſtandes die Ausnahme 1 8 begründen. 


(Nr. 7005.) 


59. Abſchiede der Oberofftziere und beſoldeten Militair⸗ big b de d e e 2 
10 


1 
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Bloße Benachrichtigungen der Behörden an die Bitt⸗ 
ſteller, wodurch ihnen nur vorläufig bekannt gemacht wird, 
daß ihr Geſuch eingegangen ſei, und ſie darauf Beſcheid 
zu gewärtigen haben, ſind ohne Stempel zu erlaſſen. 

Beſcheide derjenigen Staats- und Kommunal⸗Behörden 
und Beamten, welchen eine richterliche oder polizeiliche Ge— 
walt, oder die Verwaltung allgemeiner Abgaben anvertraut 
iſt, auf in ihrer amtlichen Eigenſchaft an ſie gerichtete Ge⸗ 
ſuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegenheiten, 
ſind in der Regel für ſtempelpflichtige Ausfertigungen 
zu achten, wenn ſie eine Entſcheidung oder Belehrung in 
der Sache ſelbſt enthalten, welche dem Bittſteller darauf 
zugefertigt wird, ſie mögen nun in Form eines Antwort⸗ 
ſchreibens, einer en oder Dekretabſchrift, oder eines 
auf die zurückgehende Bittſchrift ſelbſt geſetzten Dekrets er⸗ 
laſſen werden. 

Inwieweit beſondere Gründe eine Ausnahme von 
dieſer Regel rechtfertigen und eine ſtempelfreie Beſcheidung 
auch in den vorgedachten Fällen veranlaſſen können, bleibt 


dem billigen Ermeſſen der Behörden anheimgeſtellt. 


Anmerkung. Der Gebrauch des Stempelpapiers iſt nur da⸗ 
von fen gemacht, daß die Behörde, vor welcher ein an 
ſich ſtempelpflichtiger Gegenſtand des Privatintereſſes ver⸗ 
handelt wird, die amtliche Eigenſchaft einer richterlichen, einer 
dolizeilichen oder einer Abgaben verwaltenden Behörde be⸗ 
ſitze, nicht aber davon, daß fie auch in der Eigenſchaft einer 
ſolchen Behörde auf das vor ihr verhandelte Geſchäft amt⸗ 
lich eingewirkt habe. | 


Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amt⸗ 


lich geführten Büchern, Regiſtern und Rechnungen, wenn 
ſie für Privatperſonen auf ihr Anſuchen ausgefertigt werden 


Bilte re nes EEE ART 
Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungs⸗Behörden 


an ihre Vorgeſetzten erſtattet werden, ſind auch dann, wenn 
ſie Privatangelegenheiten betreffen, von Stempelgebühren 


Beſcheide, ſchriftliche, wie Ausfertigungen, |. dieſe. 
Beſchwerdeſchriften, ſ. Geſuche. 
eee ſofern für beſondere Gattungen derſelben 


nicht ein beſonderer Tarifſatz ſtattfindet, wie Ausfertigungen, 
f. dieſe (f. auch Poſition 10. des Tarifes vom 19. Juli 1867.) 


5 Gr. 7005.) 
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Bittſchriften, ſ. Geſuche. vn 

Bürge tber en ee a 

Chartepartien, wenn fie bei einem Handelsgerichte, oder 
einer andern gerichtlichen, Polizei- oder Kommunal⸗Behörde 
ausgefertigt werden, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 

Conzeſſionen, wie Ausfertigungen, |. dieſe. 

Dekrete, wenn ſie ſtatt Ausfertigungen dienen, wie dieſe, 
ſ. Ausfertigungen. 

Dienſtentlaſſungen der Beamten, ſ. Abſchiede. N 

Dae von ſtempelpflichtigen Verhandlungen, wie be⸗ 
glaubigte Abſchriften, ſ. Abſchriften. 

Ehe- und Trauſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. dieſe. 

Eingaben, ſ. Geſuche. 

Examingtions Protokoll! 

Extrakte, ſ. Auszüge. 


de und Taufſcheine, wie amtliche Attefte, 
ſ. dieſe. 


Geſuche, Beſchwerdeſchriften, Bittſchriften, Eingaben, welche 


ein Privatintereſſe zum Gegenſtande haben, und bei ſolchen 
Staats⸗ und Kommunal⸗Behörden oder Beamten eingereicht 
werden, welchen die Ausübung einer richterlichen oder po⸗ 
lizeilichen Gewalt übertragen ift, oder welchen die Ver⸗ 
waltung öffentlicher allgemeiner Abgaben obliegt. 

Bloße Beſchleunigungsgeſuche, welche keine zur Sache 
ſelbſt gehörige Erörterungen oder Anträge enthalten, bedürfen 
keines Stempels. Die Between in der Anmerkung zu 
Poſition 62. findet auch in Betreff der Geſuche Anwendung. 

Iſt zu ſtempelpflichtigen Geſuchen und Bittſchriften 
der tarifmäßige Stempel von 5 Sgr. nicht gebraucht, ſo 
ſoll die Nachbringung deſſelben nicht verlangt, auch die 
ordentliche Stempelſtrafe deshalb nicht eingezogen, ſondern 
dies Verfahren nur dadurch beahndet werden, daß der 
Stempel des Beſcheides auf ein ſolches Geſuch um 15 Sgr. 
erhöhet, oder, wenn die Beſcheidung außerdem ſtempelfrei 
geweſen wäre, ein Stempelbogen von 15 Sgr. verbraucht 
wird. Kann nicht ſogleich Beſcheid erfolgen, ſo iſt dem 


frei. 


Bittſteller ein ſolcher d de e kaſſirt ſtatt Straf⸗ 
dekrets zu überſenden und der Betrag von ihm einzu⸗ 
ziehen. | 


Gutachten der Sachverſtändigen/ wenn ſie bei ſtempel⸗ 
pflichtigen Verhandlungen gebraucht werden 


Heiraths-Konſenſe für Beamte 


Inventarien, welche zum Gebrauche bei ſtempelpflichtigen 
Verhandlungen dienen .... 
Werden dieſelben jedoch bloß deshalb aufgenommen, 
um den Betrag einer Abgabe auszumitteln, ſo iſt die im 
F. 3. b. der Verordnung vom 19. Juli 1867. ausgefprochene | 
Befreiung auf ſie anzuwenden. : 


Legaliſation von Urkunden, ſofern ſie nicht auf der Urkunde 
ſelbſt ſtattfindet 5 i 5 
ſonſt | 


Lehnbriefe, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 


Münz⸗ und Probirſcheine über Gold und Silber, welches 
zur Verarbeitung in der Königlichen Münze von Privat⸗ 
perſonen eingeliefert worden 


Muthſcheine, ſowohl wenn dadurch die Muthung eines 
Lehens bekundet wird, als auch wenn dieſelben zum Be⸗ 
weiſe der eingelegten Muthung auf einen Bergbau dienen 


Notariats-Attefte, wie amtliche Attefte, ſ. Atteſte. 


Rotariats⸗Inſtrumente, ſofern nach deren Inhalt nicht ein 
höherer Stempel (ſ. Poſ. 38. des Tarifes vom 19. Juli 
1867.) eintritt 

Die den Notariats⸗Inſtrumenten unmittelbar beige⸗ 
fügten Regiſtraturen und Atteſte über die Errichtung und 
Unterzeichnung derſelben ſind als ein Theil der Inſtrumente 
ſelbſt anzuſehen und bedürfen daher keines beſonderen 
Stempels. ö N 


Päſſe zu Reiſen, in der Regel eee 
Für Handwerksburſchen, Dienftboten, Tagelöhner und 

andere Perſonen ähnlichen Standes jedoch nur 8 
Für Staats- und Kommunalbeamte in Dienſtgeſchäften 


94 
95 
96 


97 
98 


ee: 
93 


Päſſe zum Transport von Leichen, wegen deren Beerdi⸗ 
gung außer dem Kirchſprengel, worin der Todesfall ſich 
eretgneb ᷣ fff Tf! 2 Ahle. 


b) wenn diejenigen Perſonen, mit welchen das Protoko 
aufgenommen wird, auf Erfordern eine Auskunft geben, 
oder eine Ausſage als Zeugen ablegen, oder eine 
Verbindlichkeit zu einer Leiſtung oder Unterlaſſung 
dadurch übernehmen, inſofern nicht die Poſition 46. 
5 Tarifes vom 19. Juli 1867. zur Anwendung 
ommt f 


Rekognitions⸗Protokolle, wenn fte die Stelle der Atteſte 
vertreten 
wenn auf deren Grund Rekognitions⸗Atteſte ausgefertigt 
%% ee ä EN 

Requiſitionen, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 

Reſolutionen, ſchriftliche, wie Ausfertigungen, |. dieſe. 

Strafreſolute der Finanzbehörden, ſowie auch der Polizei⸗ 
behörden, ſofern die Strafe, den Werth des Konfiskates 
mit einbegriffen, mehr als fünf Thaler in Gelde oder ver⸗ 
hältnißmäßiges Gefängniß beträgt 

Taufſcheine, wie amtliche Atteſte, |. Atteſte. 

Taxen von Grundſtücken ſind inſofern ſtempelpflichtig, als 
fe wegen eines Privatintereſſes unter Aufficht einer öffent⸗ 
lichen Behörde aufgenommen werden, und erfordern als⸗ 
dann einen Stempel von 3255 

Der Stempel wird jedoch nicht angewandt, wenn die 
Taxe zum Gebrauche bei einer Subhaſtation oder Erb⸗ 
theilung aufgenommen und in Folge deſſen von dem tapir⸗ 
ten Gegenſtande ein Kaufſtempel oder eine Erbſchafts⸗ 
abgabe entrichtet wird. 


‚—— ů mmer 7 7 7 77777777 
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15 


15 


frei. 


15 


15 


3 
1 
| 


Todtenſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. Attefte. 
Trauſcheine, desgleichen. 
Urlaubsertheilungen, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 


Verfügungen, amtliche, in Angelegenheiten des Empfän⸗ 
gers oder überhaupt an Privatperſonen in Privatangele⸗ 
genheiten, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 


Vokationen der Geiſtlichen und Schullehrer, wie Beſtal⸗ 
1185 ſ. Poſition 9. des Tarifes vom 19. Dezember 


Vorſtellungen, wie Geſuche, ſ. dieſe. 
Wanderpäſſe, ſ. Päſſe. 


Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 


(JL. S.) Wilhelm. 


5 Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. f 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
M. v. Deter). 


